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Ideologische	Vorgaben	und	daraus	
resultierende	politische	Fehlentschei-
dungen	verursachten	eine	Energie-	
und	Wirtschaftskrise	in	Deutschland,	
die	den	Wohlstand	seiner	Bürger	be-
droht.	Die	Deindustrialisierung	unse-
res	Landes	hat	begonnen,	die	Wirt-
schaft	ist	in	die	Rezession	gerutscht.	

Vor	diesem	Hintergrund	trafen	sich	
die	 Wirtschaftspolitiker	 der	 AfD-
Bundestagsfraktion	 und	 der	 AfD-
Fraktionen	aus	den	Landtagen	am	
16.	 Januar	2023	zu	einer	Klausur	 in	
Berlin.	Gerade	die	enge	Verzahnung	
der	 verschiedenen	 parlamentari-
schen Ebenen erhöht die Möglich-
keiten,	unseren	alternativen	Politik-
ansätzen	Nachdruck	 zu	 verleihen.	

Um	die	deutsche	Wirtschaft	möglichst	
unbeschadet	durch	 ihre	schwerste	
Krise	der	Nachkriegszeit	zu	führen	
und	die	Bürger	vor	existenziell	be-
drohlichen	Belastungen	zu	schützen,	
hat	die	AfD-Bundestagsfraktion	früh-
zeitig	zahlreiche	Vorschläge	 in	den	

Bundestag	eingebracht,	wie	die	Ener-
giepreise	gesenkt	 (BT-Drs.	20/2589),	
der	Bürokratieabbau	vorangebracht	
(BT-Drs.	 20/3535),	 die	 Exportwirt-
schaft	gestärkt	(BT-Drs.	20/4065),	die	
Steuerbelastung	 gesenkt	 (BT-Drs.	
20/4577),	die	Soziale	Marktwirtschaft	
bewahrt	 (BT-Drs.	20/7141)	und	ener-
gieintensive	Unternehmen	geschützt	
(BT-Drs.	 20/3694)	 werden	 können.	

Zusammen	 mit	 den	 wirtschafts-
politischen	 Sprechern	 der	 Land-
tagsfraktionen	haben	wir	uns	in	der	
nachstehenden	Resolution	 auf	 ein	
Zehn-Punkte-Programm	zur	Über-
windung der Energie- und Wirt-
schaftskrise	 verständigt.	 Wir	 sind	
zuversichtlich,	dass	unser	Maßnah-
menpaket	die	deutsche	Wirtschaft	aus	
der	Krise	führen	und	sie	für	künftige	
Stürme	stärken	und	fit	machen	wird.	

Wirtschaftspolitisches 
Sprechertreffen der 
AfD-Fraktionen 2023
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Unser Antrag

Raus	aus	der	Stagfla-
tionsfalle	–	Wirtschaft-
liches	Fitnessprogramm	
für	Deutschland

Drucksache	20/2589 

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/025/2002589.pdf

Unser Antrag

Für	unser	Land	–	Büro-
kratie	richtig	abbauen	
und Unternehmen ent-
lasten

Drucksache	20/3535	

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/035/2003535.pdf

Unser Antrag

Unterbrechungen 
heimischer	Lieferketten	
und	logistischen	Kollaps	
infolge	der	Energiepreis-
inflation	verhindern

Drucksache	20/3694	

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/036/2003694.pdf

Unser Antrag

Für	eine	erfolgreiche	Po-
litik	der	Außenwirtschaft	
und	der	Rohstoffsiche-
rung ohne ideologische 
Scheuklappen	

Drucksache	20/4065 

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/040/2004065.pdf
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wechselhaften	 Gesetzgebung	 –	 wie	
zum	 Beispiel	 während	 der	 Coro-
nakrise	 –	 zutiefst	 verunsichert.	 Sie	
benötigt	 dringend	 Rechts-	 und	 Pla-
nungssicherheit sowie verlässliche 
Rahmenbedingungen.	

Die	 sogenannte	 Energiewende,	 de-
ren	 Scheitern	 jetzt	 offensichtlich	
wird,	 kostet	 Milliarden,	 verknappt	
die heimische Energieversorgung 
und	führt	zur	Abhängigkeit	Deutsch-
lands	von	Energieimporten	und	dem	
Wetter.	 Der	 gleichzeitige	 Ausstieg	
aus	 grundlastfähiger	 Kohle-	 und	
Kernkraft	ist	ein	Desaster	und	bringt	
unser	Land	in	Richtung	Deindustria-
lisierung.	Nach	Ausbruch	des	Ukrai-

Deutschland	befindet	sich	in	der	ge-
fährlichsten	Wirtschaftskrise	 seiner	
Nachkriegsgeschichte.	 Die	 Energie-
knappheit,	explodierende	Preise	und	
die Gängelung der Unternehmen mit 
immer	mehr	Bürokratie	und	Verbo-
ten treiben den deutschen Mittel-
stand	in	die	Insolvenz	und	die	Indus-
trie	ins	Ausland.	

Verantwortlich	für	diese	Entwicklung	
ist	 die	 verheerende	 Politik	 der	 ver-
gangenen	 Jahrzehnte.	 Das	 Erfolgs-
modell der Sozialen	Marktwirtschaft	
wird	auf	dem	Altar	einer	wohlstands-
vernichtenden	 sozial-ökologischen	
Transformation	 geopfert.	 Die	 deut-
sche	 Wirtschaft	 ist	 aufgrund	 der	

Energieversorgung sichern, Inflation 
stoppen, Wirtschaft entlasten!

Eckpunktepapier
Zurück zur Sozialen 
Marktwirtschaft 

Wir stellen fest
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ne-Krieges	 verschlimmert	 die	 Bun-
desregierung	 den	 Energiemangel	
durch	eine	kopflose	Sanktionspolitik	
und	 gefährdet	 damit	 den	Wohlstand,	
der	in	Generationen	erarbeitet	wurde.	

Die	 Europäische	 Zentralbank	 hat	
mit	 ihrem	 jahrelangen	 massiven	
Gelddrucken	 zur	 Rettung	 hochver-
schuldeter	 Euro-Staaten	den	Boden	
für	 das	 Anspringen	 der	 Inflation	
bereitet.	 Die	 Energieverknappung,	
gerissene	 Lieferketten,	 Subventio-
nen	 für	die	 ökosozialistische	Trans-
formation	 und	 schuldenfinanzierte	
Entlastungspakete	führen	nun	dazu,	
dass	sich	die	Teuerung	immer	tiefer	
in	die	Portemonnaies	der	Bürger	und	

die	Bilanzen	der	Unternehmen	frisst.		
Trotz	 dieser	 prekären	 Lage	 findet	
keine	 Politikänderung	 statt.	 Anstatt	
die	 Ursachen	 der	 Krise	 zu	 beseiti-
gen,	 wollen	 Bund	 und	 Länder	 die	
dysfunktionale	 Energiewende	 noch	
beschleunigen. Zugleich häufen sie 
immer	 mehr	 Schulden	 auf,	 um	 die	
dramatischen	 Folgewirkungen	 zu	
überdecken.	 Bezahlen	 müssen	 es	
künftige	Steuerzahler.

Ein	schnelles	Ende	dieser	unverant-
wortlichen	 Politik	 ist	 vonnöten,	 um	
die	 Deindustrialisierung	 und	 damit	
den	 Niedergang	 Deutschlands	 auf-
zuhalten.	
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Wir fordern
Energieversorgung sichern!

Kraftwerke länger ans Netz!	Das	Industrieland	Deutschland	
muss	sich	wieder	zuverlässig	und	zu	 jeder	Zeit	ausreichend	
selbst	mit	Strom	versorgen	können.	Dazu	brauchen	wir	 alle	
verfügbaren	Kern-	und	Kohlekraftwerke	 im	regulären	Netz-
betrieb.	 Der	 Kohleausstieg	 darf	 kein	 Thema	mehr	 sein.	 Die	
noch	 in	 Betrieb	 befindlichen	 Kernkraftwerke	 müssen	 über	
den	15.	April	2023	hinaus	laufen,	die	bereits	vom	Netz	genom-
menen	 Kraftwerke	wieder	 angefahren	werden.	Wir	 fordern	
eine	Laufzeitverlängerung	der	sechs	bestehenden	Kernkraft-
werke	bis	mindestens	zum	Jahr	2040.	

Wiedereinstieg in die Kernkraft!	Eine	langfristige	Weiternut-
zung	der	Kerntechnologie	ist	dringend	geboten,	um	die	Ener-
gieversorgung	für	die	nächsten	Jahrzehnte	zu	sichern.	Kern-
energie	 ist	 grundlastfähig	 und	 günstig,	 Luftverschmutzung	
wird	vermieden	und	die	Natur	dank	des	sehr	niedrigen	Flä-
chen-,	Brennstoff-	und	Ressourcenverbrauchs	geschont.	Wie	
in	vielen	anderen	Ländern	muss	jetzt	mit	der	Planung	neuer	
Kernkraftwerke	der	nächsten	Generation	begonnen	und	die	
Kernfusionsforschung	intensiviert	werden.

Schädliche Sanktionen beenden!	Russisches	Gas	und	Öl	ge-
langen	 trotz	 Embargo	 über	 Zwischenhändler	 teuer	 nach	
Deutschland.	Ein	solches	»Reinwaschen«	ist	heuchlerisch	und	
abzulehnen.	 Das	 Energieträgerembargo	 gegen	 Russland	 ist	
deshalb	 zurückzunehmen,	 um	 insbesondere	 die	 Kraftstoff-
preise	 und	 damit	 auch	 Transport-	 und	 Betriebskosten	 von	
Unternehmen	zu	senken.	Nord	Stream	1	und	2	sind	zu	repa-
rieren	und	der	noch	verfügbare	Nord-Stream-2-Strang	ist	in	
Betrieb	 zu	 nehmen.	 Eine	 mittelfristige	 Diversifizierung	 der	
Energielieferanten	ist	anzustreben.

1.

2.

3.
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Inflation stoppen!

Energiesteuern runter!	 Neben	 der	 sogenannten	 Energie-
wende	und	der	dadurch	selbstverschuldeten	Energieknapp-
heit	sorgen	gerade	auch	hohe	Steuern	für	Energiepreise,	die	
Deutschlands	Wettbewerbsfähigkeit	gefährden.	Der	Staat	 ist	
aufgerufen,	 die	 staatlichen	 Preisbestandteile	 dauerhaft	 zu	
senken.	Energie-	und	Stromsteuer	müssen	schnell	und	dau-
erhaft	auf	das	rechtlich	zulässige	Minimum	gesenkt	werden.

CO2-Bepreisung abschaffen!	 Die	 zunehmende	 Kostenbe-
lastung	 durch	 eine	 immer	 höhere	 CO2-Abgabe	 und	 die	 im-
mer	weitere	unrealistische	Verknappung	der	CO2-Zertifikate	
müssen	 ein	 Ende	 haben.	 Deshalb	 ist	 das	 Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz	außer	Kraft	zu	setzen	und	ein	Ausstieg	aus	
dem	EU-Emissionshandel	zu	erwirken.

Die EZB muss ihrem Mandat wieder gerecht werden!	Die	Re-
gierung	hat	die	Pflicht,	darauf	hinzuwirken,	dass	die	Europä-
ische	 Zentralbank	 vertragskonform	handelt.	 Das	 ist	 bei	 den	
derzeitigen	 Anleihekaufprogrammen	 nicht	 mehr	 gegeben.	
Diese	Käufe	müssen	beendet	werden.	Die	EZB	hat	allein	die	
Geldwertstabilität	zu	garantieren	und	keine	unzulässige	Fis-
kalpolitik	 zugunsten	 überschuldeter	 Länder	 im	 Euroraum	
zu	betreiben.	Langfristig	muss	Deutschland	wieder	 zu	einer	
souveränen,	 stabilitätsorientierten	Währungspolitik	zurück-
kehren.

Wirtschaft entlasten!

Ernsthafter Bürokratieabbau!	 Die	 immer	 restriktiveren	
Vorschriften	 von	 EU,	 Bund	 und	 Ländern	 belasten	 vor	 allem	
unsere	kleinen	und	mittelständischen	Betriebe:	DSGVO,	EU-
Taxonomie,	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 (CSRD),	 Hin-
weisgeberschutzgesetz,	Nachweisgesetz	und	vieles	mehr.	Ab-
geschafft	werden	muss	insbesondere	das	gerade	eingeführte	
Lieferkettengesetz,	 das	 die	 Wettbewerbsfähigkeit	 unserer	
Wirtschaft	massiv	gefährdet.	Statt	überbordender	Bürokratie	
soll	 die	 Gründung	 und	 Ansiedlung	 von	 Unternehmen	 aktiv	
unterstützt	werden.

4.

5.

6.

7.
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Fachkräfte aktivieren!	Lösen	lässt	sich	der	Fachkräftemangel	
nicht	über	die	ungesteuerte	Zuwanderung	schlecht	bis	nicht	
qualifizierter	Personen.	Die	Einwanderung	hochqualifizierter	
Fachkräfte	 in	den	Arbeitsmarkt	kann	helfen,	 vor	 allem	aber	
müssen	wir	die	eigenen	Potenziale	heben.	Wir	brauchen	at-
traktive	 Standortbedingungen	 für	 wertschöpfende	 Arbeits-
plätze,	 um	 die	 Abwanderung	 gut	 ausgebildeter	 Deutscher	
zu	 stoppen	 und	 Hunderttausende	 zurückzuholen.	 Unsere	
Bildungseinrichtungen	müssen	 junge	Menschen	wieder	mit	
grundlegenden	Kompetenzen	ausstatten	und	sie	 für	Natur-
wissenschaften,	 Wirtschaft	 und	 Technik	 begeistern.	 Insbe-
sondere	 Ausbildungsberufe	 müssen	 gestärkt	 werden.	 Wir	
brauchen	Facharbeiter	und	MINT-Studenten,	keine	Gender-
Ideologen. 

Infrastruktur verbessern!	 Die	 Wettbewerbsfähigkeit	 der	
deutschen	Wirtschaft	hängt	auch	von	der	Bereitstellung	einer	
leistungsfähigen	 technischen,	 verkehrlichen	 und	 digitalen	
Infrastruktur	 ab.	 Für	 den	 Erhalt	 und	 den	 schnellen	 Ausbau	
bedarf	es	deutlich	schnellerer	Planungs-	und	Genehmigungs-
verfahren.	Dazu	ist	zum	Beispiel	das	überflüssige	Verbands-
klagerecht	 nicht	 betroffener	Dritter	 abzuschaffen.	 Die	 ideo-
logische	 Benachteiligung	 einzelner	 Verkehrsträger	 wie	 der	
Straße	muss	beendet	werden.

Technologieoffenheit statt Verbote! Die Bundesregierung 
gängelt	 Bürger	 und	 Unternehmen	 mit	 immer	 neuen	 Vor-
schriften	 und	 Verboten:	 Ölheizungsverbot,	Wärmepumpen-
zwang,	Dämmvorschriften	und	Smart-Meter-Pflicht,	um	nur	
einige	Maßnahmen	zu	nennen.	Hingegen	werden	ideologisch	
erwünschte	Technologien	wie	die	E-Mobilität	vom	Staat	mas-
siv	subventioniert.	Diese	Subventionen	sind	zu	beenden.	Das	
für	die	deutsche	Automobilindustrie	außerordentlich	schäd-
liche	Verbrenner-Verbot	(EU-Verordnung	2019/631)	muss	so-
fort	abgeschafft	werden.	Ein	fairer	Wettbewerb	um	die	besten	
Technologien	muss	ergebnisoffen	gewährleistet	sein.	

8.

9.

10.
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